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An den unteren Gerichten von Basel-
Stadt werden weiterhin Laien richten.
Diese werden jedoch statt vom Volk
künftig vom Grossen Rat gewählt. Mit
dem neuen Gerichtsorganisationsge-
setz (GOG) aktualisierte der Grosse Rat
am Mittwoch auch zahlreiche weitere
Punkte. Eine juristische Ausbildung soll
für Richter im Stadtkanton auch in Zu-
kunft nur am Appellationsgericht sowie
für die Fachrichter von Arbeits- und Ju-
gendgericht Wahlvoraussetzung sein.
Präzisiert werden Unvereinbarkeitsre-
geln.

Das neue Gesetz bringt zudem eine
unabhängige Justizverwaltung, wie sie
die Kantonsverfassung von 2005 ver-
langt. Unter anderem soll dabei künftig
ein neu geschaffener Gerichtsrat Bud-
get und Rechnung der Justiz vor dem
Grossen Rat vertreten. Weiter be-
kommt das Zivilgericht eine Aufsto-
ckung seiner Präsidien um 50 Stellen-
prozente. Diese zentralen Punkte wa-
ren in der Debatte unbestritten. SP und
Grünes Bündnis stellten aber zahlrei-
che Änderungsanträge, von denen eini-
ge klar Partikularinteressen einzelner
Grossräte schützen sollten. So wollte
das Grüne Bündnis, dem Mieterver-
bands-Geschäftsführerin Patrizia Ber-
nasconi angehört, Regeln an der Miet-
schlichtungsstelle, die es Bernasconi er-
lauben würden, dort zu richten. Der
Antrag scheiterte deutlich. (SDA/DRE)

Grosser Rat

Neuorganisation der
Gerichte unter Dach

Die Casino-Gesellschaft Basel hat am
Montag grünes Licht gegeben für den
Erweiterungsbau des Stadtcasinos. Die
Finanzierungslage lasse dies nun zu,
weil genügend private Mittel gesichert
werden konnten. Wie die Gesellschaft
mitteilt, seien 27 Millionen Franken an
Spenden fest zugesagt worden. Damit
liegt ein Finanzierungsplan vor, den die
Mitgliederversammlung einstimmig
verabschiedete. Was nun noch fehlt
sind ein Regierungsrats- und ein Gross-
ratsbeschluss. Mit diesen rechnet die
Casino-Gesellschaft nach eigenen Anga-
ben noch im Herbst dieses Jahres.

Allerdings muss die Gesellschaft bis
zum Baubeginn noch kräftig weiter
sammeln. Sie soll 51 Prozent der Kosten
von geschätzten 78 Millionen Franken
tragen. Den Rest würde der Kanton Ba-
sel-Stadt beisteuern. Dieser Beitrag ist
gemäss der Absicht der Regierung bei
38 Millionen Franken gedeckelt. Das
heisst: Alle zusätzlichen Kosten, die
beim Bau entstehen würden, müsste
wiederum die Casino-Gesellschaft tra-
gen. Das Projekt, das die Basler Archi-
tekten Herzog und de Meuron ausgear-
beitet haben, sieht eine Erweiterung in
Richtung Barfüsserkirche vor. (DRE)

Stadtcasino

Casino-Ausbau soll
realisiert werden

Die Finanzkommission des Basler Gros-
sen Rats ist zufrieden mit der Staats-
rechnung 2014. Diese fällt in allen we-
sentlichen Punkten besser aus als bud-
getiert. Dennoch fordert die Kommissi-
onsmehrheit intensivere Sparbemü-
hungen. Bei einem budgetierten Plus
von 2,2 Millionen Franken resultierte in
der Staatsrechnung des vergangenen
Jahres ein Überschuss von 179,3 Millio-
nen Franken. Zu verdanken ist dies al-
lerdings zu mehr als der Hälfte Sonder-
faktoren und Einmaleffekten, wie die
Fikom in einer Mitteilung vom Dienstag
festhält. Dennoch beurteilt die Kom-
mission das Ergebnis als «sehr gut»,
und sie hiess die Rechnung einstimmig
gut. Diese gebe jedoch keinen Anlass,
die Notwendigkeit der von der Regie-
rungsrat eingeleiteten Entlastungsmass-
nahmen infrage zu stellen. (SDA)

Kantonsrechnung

Finanzkommission
ist zufrieden

In den nächsten fünf Jahren sollen im Rah-
men eines Vorprojekts verlässliche Kosten-
schätzungen und Zeitpläne für die Realisie-
rung des Herzstücks Regio-S-Bahn erstellt
werden – also für die unterirdische Verbin-
dung unter der Basler Innerstadt zwischen
Bahnhof SBB und dem Badischen Bahnhof.
«Ein Knackpunkt wird sein, ob, wo und
wie viele Haltestellen es geben wird», er-
klärte Patrick Leypoldt, Geschäftsführer
des Agglo-Programms Basel, gestern
Abend in Basel auf der Mitgliederversamm-
lung des Vereins «Pro Herzstück».

Basel zahlt zwei Drittel
Die Agglo Basel hat den Auftrag erhalten,

das Vorprojekt, für das es auch eine Ge-
samtprojektleitung gibt, zu erarbeiten. Die
Kosten in Höhe von knapp 30 Millionen
Franken werden zu zwei Dritteln vom Kan-
ton Basel-Stadt und zu einem Drittel vom
Kanton Baselland bezahlt.

Leypoldt machte gleich zu Beginn seines
Vortrags deutlich, wie wenig glücklich er
mit dem Namen Herzstück sei: «Es handelt
sich nicht darum, ein Loch zu bauen, son-
dern vielmehr das Angebot der S-Bahn
substanziell auszubauen und dabei Korri-
dore miteinander zu verhängen.» Als Bei-
spiel nannte er, dass er derzeit von Liestal
nach Lörrach mit der S-Bahn 45 Minuten
unterwegs sei, mit dem Auto über die Au-
tobahn aber nur 13 Minuten.

Sinn mache das komplexe Grossprojekt,
das mit dem Ypsilon Richtung Euro-Airport
um die zwei Milliarden Franken kosten
wird, nur, wenn es grenzübergreifend ge-
plant wird. «Von den sieben S-Bahn-Linien
liegen nur drei in der Schweiz. Eine befin-
det sich im Elsass, und mit der Wiesental-
bahn, der Hochrhein- und der Oberrhein-
strecke sind drei in Baden-Württemberg»,
führte Leypoldt weiter aus. Es sei klar, dass
dort das Wiesental und Lörrach neben
Stuttgart, Karlsruhe und anderen Städten
nicht als der Nabel der Welt gelten würden.
«Wenn wir das S-Bahn-Netz wollen, muss
die Schweiz helfen zu finanzieren», beton-
te er.

«Derzeit haben wir mit zwei Endbahnhö-
fen keine durchgehenden Linien, und die
Kapazitäten sind ziemlich am Ende», führ-
te Leypoldt weiter aus. Im Rahmen von

Step 1 (Strategisches Entwicklungspro-
gramm Bahninfrastruktur) werden auf der
Schweizer Seite bis 2025 960 Millionen
Franken in Infrastrukturmassnahmen und
Entflechtungen verbaut, um auf der
Schweizer Seite mit der S-Bahn einen Vier-
telstundentakt fahren zu können. Auch das
Herzstück Regio-S-Bahn soll im Rahmen
von Step 2, das bis 2030 dauert, vom Bund
finanziert werden. Ob der Bund das Basler
Projekt in diese Liste mit aufnimmt, wird
sich Anfang 2016 entscheiden. Im besten,
allerdings optimistischem Falle, könnte das
Basler grenzüberschreitende S-Bahnnetz
also 2030 in Betrieb gehen.

Laufen- und Birstal nicht abhängen
Leypoldt sah einen «riesigen Bedarf, die

Linien zu harmonisieren». So hat die Agglo
Basel zwei Varianten erarbeit. Bei der Vari-
ante 1 fährt jede zweite der Schweizer Li-
nien abwechselnd nach Deutschland oder
Frankreich weiter. Durch die Überlagerung
von verschiedenen Linien entsteht so bis-
weilen ein Zehn- oder gar Fünfminuten-
Takt. Die Variante 2 sieht eine Stärkung der
Ost-Westachse vor, die allerdings den Nach-
teil hat, das Laufental und das Birstal vom
Euro-Airport abzuhängen. «Wir haben des-
halb die Variante 1 favorisiert», sagte Ley-
poldt.

Sogar ein Fünf-Minuten-Takt möglich
Herzstück Ohne substanzielle
Hilfe aus der Schweiz wird das
grenzübergreifende S-Bahn-Netz
nicht zu finanzieren sein.

VON PETER SCHENK

«Derzeit haben wir
mit zwei Endbahn-
höfen keine durchge-
henden Linien, und
die Kapazitäten sind
ziemlich am Ende.»
Patrick Leypoldt
Geschäftsführer Agglo Basel

Das Wort «Uber» fiel erstaunlich oft.
Aber es ging nicht um «Uber». Sondern
um klassische Taxis mit gelben Lampen
und eigenen Standplätzen. Für klassi-
sche Taxis hat Basel ein Gesetz. Es ist
seit bald zwanzig Jahren in Kraft – und
eigentlich könnte man es abschaffen,
finden Bürgerliche und Rechte. Aber
nur eigentlich. In diesem Punkt waren
sich bei der Debatte am Mittwoch alle
Grossräte einig: Es braucht das Gesetz –
noch. Doch: Wie soll es aussehen? Was
soll geregelt sein? Hier verfielen die
Parteien in ihre klassischen Schemata:
Die Linken wollten quasi das halbe Ar-
beitsgesetz reinpacken, die Bürgerli-
chen hingegen nur regeln, was nicht
sonst schon irgendwo gesetzlich veran-
kert ist – also nichts Arbeitsrechtliches.

Laut Sicherheitsdirektor Baschi Dürr
(FDP) muss das Gesetz genau drei Fra-
gen regeln – nicht mehr: Wer darf auf
öffentlichen Taxistandplätzen sein Taxi
abstellen? Wer darf Taxisignalisationen
wie etwa separate Fahrspuren benüt-
zen? Wer darf sich mit einer Taxilampe
als Taxi bezeichnen? «Die Kunden sol-
len darauf vertrauen können, dass
dort, wo Taxi drauf steht, eine gewisse
öffentliche Kontrolle gegeben ist.» Fir-
men wie Uber aber hätten keine Privile-
gien und müssten daher auch keine Be-
dingungen erfüllen, für die es ein eige-
nes kantonalen Gesetz bräuchte. Soviel
zu Uber, um das es nicht ging, das aber
oft als Gegenbeispiel hinhalten musste.

Linke will auch Taxilohn regeln
Zu dem Zweck habe die Regierung

ein «stimmiges Gesetz zusammenge-
schustert», das wie gefordert den Bin-
nenmarktbestimmungen genüge. Die
bürgerlichen Fraktionen folgten Dürr,
was die drei Fragen betrifft. Die linken
Fraktionen befürchteten eine Ver-
schlechterung der Arbeitsbedingungen
für Taxifahrer. Diese seien jetzt schon
prekär. SP-Grossrätin und Gewerk-
schafterin Toya Krummenacher gab
wieder, was Anfang Woche bereits die
Gewerkschaft Unia öffentlich in Erinne-
rung rief: «Es geht um die Existenz der
Taxifahrer!» Und diese sei gefährdet.

Die Lösung der Linken wäre, den «zu
grossen Markt» staatlich zu regulieren
und die Anzahl Taxis zu limitieren, um
den Lohn der Verbliebenen sicherzu-
stellen. Viele Taxifahrer lebten mit
3000 Franken, sagte Krummenacher,
es sei die Branche mit den tiefsten Löh-
nen. «Das Parlament muss die Voraus-
setzungen für faire Löhne schaffen.»

Sie mahnte, man habe mit der Revision
ursprünglich die Arbeitsbedingungen
für Taxifahrer verbessern wollen. Und
bedauerte: Dieses Ziel sei von der
Mehrheit der für das Geschäft verant-
wortlichen Wirtschafts- und Abgabe-
kommission (WAK) nicht berücksichtigt
worden. Als Präsident der WAK und
Vertreter der Kommissionsmehrheit
hatte Christophe Haller (FDP) zuvor ge-
sagt: «Eine Limitierung des Marktes wä-
re ein Eingriff in die Wirtschaftsfrei-
heit.» Es mache keinen Sinn, arbeits-
rechtliche Fragen im Taxigesetz zu ver-
ankern. Dafür gäbe es andere Gefässe
wie sozialpartnerschaftliche Lösungen.

Bürgerliche wollen Markt öffnen
Haller erhielt Rückendeckung von

Parteikollege Baschi Dürr, der Toya
Krummenacher widersprach: Es sei nie
Ziel gewesen, ein «Taxiarbeitsgesetz»
vorzulegen, zumal dies bundesrecht-
lich auch kaum möglich wäre. «Wir
wollen und müssen den Markt öffnen,
weil wir sonst gegen internationales
Recht verstossen würden.»

Als Sprecherin der WAK-Minderheit
konnte Toya Krummenacher kein Ver-
ständnis für dieses Anliegen aufbrin-
gen, denn bei der Taxibranche handle
es sich im Gegensatz zu anderen Gebie-
ten um einen Markt, der sich nicht sel-
ber reguliere. Die kleinen Unterneh-
men hätten gegenüber der vier grossen
Taxi-Monopolen das Nachsehen.

Das Taxigesetz wurde mit 65 gegen 17
Stimmen beschlossen. Umgehend zeig-
te sich die Unia entrüstet über das Re-
sultat: «Offenbar hat die Mehrheit des
Grossen Rats nicht kapiert, dass die
Verbesserung der Qualität einer öffent-
lichen Dienstleistung eng mit der Quali-
tät der Arbeitsbedingungen zusammen-
hängt», schreibt die Gewerkschaft.

Taxi-Anzahl wird nicht limitiert
VON MARTINA RUTSCHMANN

Taxigesetz Liberalisierer gehen aus einer Debatte mit Gewerkschaftern als Sieger hervor

«Wir wollen und müssen
den Markt öffnen, weil wir
sonst gegen internationales
Recht verstossen würden.»
Baschi Dürr Sicherheitsdirektor (FDP)

Die Anzahl Taxis ins Basel wird auch künftig nicht staatlich reguliert. KENNETH NARS

GROSSER RAT
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